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STAATSGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1945 Ausgegeben am 27. September 1945 42. Stück

1 6 8 . Verordnung: Allgemeine Studienordnung für die wissenschaftlichen Hochschulen.
1 6 9 . Verordnung: Disziplinarordnung für Hochschüler, Prüfungskandidaten und Bewerber um akademische Grade

sowie Benützer der Hochschuleinrichtungen (Hochschüler-Disziplinarordnung).
1 7 0 . Verordnung: Studentische Selbstverwaltung an den Hochschulen wissenschaftlicher und künstlerischer Richtung.

168 . Verordnung des Staatsamtes für
Volksaufklärung, für Unterricht und Er-
ziehung und für Kultusangelegenheiten vom
3. September 1945 über die allgemeine
Studienordnung für die wissenschaftlichen

Hochschulen.

Auf Grund des § 1, Punkt B, Z. 2, des Hoch-
schulermächtigungsgesetzes B. G. Bl. Nr . 266/1935
wird verordnet:

I. Von der Einteilung der Hörer .

§ 1. (1) Die Hörer der Hochschulen sind
ordentliche Hörer ,
außerordentliche Hörer oder
Gasthörer (Hospitanten).
(2) N u r ordentliche Hörer können zu den

strengen Prüfungen (Rigorosen) und zu den
Staatsprüfungen, die die ordnungsgemäße Voll-
endung eines Hochschulstudiums voraussetzen,
zugelassen werden.

II. Von der Immatrikulation.

§ 2. (1) Die Immatrikulation wird an den
Universitäten im Namen des Rektors vom Dekan
der Fakultät, in die der Studierende einzutreten
beabsichtigt, an der Tierärztlichen Hochschule
und an der Hochschule für Welthandel in Wien
vom Rektor vorgenommen.

(2) An den Hochschulen technischer Richtung
einschließlich der Hochschule für Bodenkultur
sind die im folgenden (§§ 2 bis 11) für den Vor-
gang bei der Immatrikulation und deren Wir-
kung festgelegten Bestimmungen sinngemäß auf
die Erstinskription (unter Zentralisierung bei der
Rektoratskanzlei) anzuwenden. Demnach entfällt
die Führung besonderer Matrikeln, die Ausstel-
lung von Matrikelscheinen, die Ausfertigung eines
dritten Nationales und die Einhebung von Ma-
trikeltaxen.

(3) Die zu immatrikulierenden Hörer werden
zunächst in die Matrikel der Fakultät, in die sie
eintreten, eingereiht, sodann in die Matrikel der
Hochschule aufgenommen. An Hochschulen, die

nicht in Fakultäten (Abteilungen) gegliedert sind,
erfolgt die Aufnahme direkt in die Hochschul-
matrikel.

(4) Über die Aufnahme wird ein Matrikel-
schein ausgestellt.

(5) Vom Tage der Immatrikulation an sind die
ordentlichen Hörer österreichischer Staatsbürger-
schaft Mitglieder der Österreichischen Hoch-
schülerschaft der betreffenden Hochschule. Sie
nehmen an allen den ordentlichen Hörern zu-
kommenden Rechten und Pflichten teil.

(6) Bei außerordentlichen und Gasthörern ent-
fällt eine Immatrikulation.

§ 3. (1) Zur Immatrikulation ist jeder Stu-
dierende verpflichtet, der als ordentlicher Hörer
in die Hochschule neu eintritt oder an ihr von
einer Fakultät zur anderen übertr i t t .

(2) Ein Hörer kann grundsätzlich gleichzeitig
nur an einer Hochschule, beziehungsweise an
einer Fakultät einer Hochschule immatrikuliert
sein.

(3) Doch können die Hörer mit besonderer Be-
willigung des zuständigen Dekans Vorlesungen
an derselben Hochschule auch an anderen Fakul-
täten, ausnahmsweise mit Bewilligung der be-
teiligten Rektoren auch an anderen Hochschulen,
als derjenigen, an der sie immatrikuliert sind,
hören.

§ 4. Die Immatrikulation an einer Hochschule,
beziehungsweise Fakultät bleibt wirksam, bis der
ordentliche Hörer

a) die Hochschule verläßt,
b) an der Hochschule von einer zur anderen

Fakultät übertr i t t ,

c) seine Studien an der Hochschule, bezie-
hungsweise Fakultät durch längere Zeit als
zwei Semester unterbricht.

§ 5. (1) Die Studierenden haben sich zum
Zwecke der Immatrikulation innerhalb der im
§ 3, Abs. (3), der Hochschuljahresverordnung
vom 9. Juli 1945, St. G. Bl. Nr . 80, für die Uni-
versitäten und die Tierärztliche Hochschule in
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Wien bestimmten, beziehungsweise gemäß § 6,
Abs. (3), der bezogenen Verordnung von den
akademischen Senaten (Professorenkollegien) der
übrigen wissenschaftlichen Hochschulen festge-
setzten Fristen beim Rektor der Hochschule, be-
ziehungsweise beim Dekan der Fakultät, in die
sie einzutreten beabsichtigen, persönlich zu
melden und die erforderlichen Dokumente, ins-
besondere über Identität und Staatsbürgerschaft,
sowie das ihre Hochschulreife nachweisende
Zeugnis und ein eigenhändig unterschriebenes
Nationale in dreifacher Ausfertigung vorzulegen.

(2) Inhalt und Form des Nationales werden
für alle Hochschulen einheitlich durch Erlaß des
Staatsamtes für Volksaufklärung, für Unterricht
und Erziehung und für Kultusangelegenheiten
geregelt.

§ 6. (1) Durch welche Zeugnisse die Hochschul-
reife nachzuweisen ist, wird durch Verordnung
bestimmt.

(2) Im Zweifel entscheidet das zuständige Pro-
fessorenkollegium, ob der Nachweis der Hoch-
schulreife als erbracht anzusehen ist.

(3) Gegen den Beschluß des Professoren-
kollegiums steht dem Betroffenen binnen zwei
Wochen die Berufung an das Staatsamt für Volks-
aufklärung, für Unterricht und Erziehung und
für Kultusangelegenheiten offen.

§ 7. (1) Ausländer können an österreichischen
Hochschulen immatrikuliert werden, wenn sie
nach Ansicht des Rektors, beziehungsweise De-
kans im allgemeinen jenen Grad der Vorbildung
aufweisen, der von den österreichischen Studie-
renden bei ihrer Immatrikulation gefordert wird.

(2) Ihre Aufnahme ist in der Regel nur ge-
stattet, wenn sie eine ernste Aus- oder Fortbil-
dungsabsicht zu beweisen vermögen und ein die
Hochschulreife nach den österreichischen Vor-
schriften nachweisendes Reifezeugnis oder ein
diesem gleichwertiges Dokument vorweisen
können.

(3) Allen fremdsprachigen Dokumenten sind
beglaubigte deutsche Übersetzungen beizufügen.

§ 8. Besteht gegen die Immatrikulation eines
Studierenden kein Bedenken, so erklärt der
Rektor, beziehungsweise Dekan den Studierenden
für aufgenommen und bescheinigt dies durch
einen Vermerk im Studienbuch. Eine Ausferti-
gung des Nationales wird zurückbehalten, die
beiden anderen werden, mit dem Visum des
Rektors, beziehungsweise Dekans versehen, dem
Studierenden zurückgestellt.

§ 9. (1) Der Studierende hat sodann bei der
Quästur die Matrikeltaxe zu erlegen und das
gehörig ausgefüllte Studienbuch sowie die vi-
dierten Nationale zum Zwecke der Inskription
einzureichen.

(2) Hörer, die bereits immatrikuliert waren
und ihre Studien an der gleichen Hochschule, be-
ziehungsweise Fakultät fortsetzen wollen, be-
dürfen, wenn die Unterbrechung nicht länger als
zwei Semester gedauert hat, im folgenden Se-
mester keiner neuen Immatrikulation, sondern
nur der Einschreibung in die Vorlesungen (In-
skription).

§ 10. (1) Die Rektoren, Dekane und Quästoren
haben darauf zu achten, daß Studierende, gegen
die die Disziplinarstrafe des Ausschlusses von
allen oder von einer bestimmten österreichischen
Hochschule verhängt wurde, weder zur Immatri-
kulation noch zur Inskription zugelassen werden.

(2) Das gleiche gilt für den Fall des Bestehens
von Gegenseitigkeitsabkommen auch für Studie-
rende ausländischer Hochschulen.

(3) Jede entgegen diesen Vorschriften er-
schlichene Immatrikulation oder Inskription ist
ungültig.

§ 11. (1) Nach Ablauf der Frist für die Im-
matrikulation bestimmt der Rektor den Tag, an
dem die Neuimmatrikulierten die Matrikelscheine
in Empfang zu nehmen haben. Die Übergabe
findet im Rahmen einer schlichten akademischen
Feier statt.

(2) Die Neuimmatrikulierten haben durch zwei
Vertreter aus ihrer Mitte in die Hand des
Rektors die gewissenhafte Beobachtung der aka-
demischen Vorschriften zu geloben. Sie erhalten
hierauf den vom Rektor, beziehungsweise vom
Dekan unterzeichneten Matrikelschein.

III. Von der Inskription.

§ 12. (1) Die Einschreibung in die Vorlesungen
(Inskription) findet zu Beginn jedes Semesters in
den im § 3, Abs. (3), beziehungsweise § 6,
Abs. (3), der Hochschulstudienjahresverordnung
vom 9. Juli 1945, St. G. Bl. Nr . 80, vorgesehenen
Fristen auf Grund der Vorlage des gehörig aus-
gefüllten Studienbuches statt.

(2) Inhalt und Form der Studienbücher werden
von den akademischen Behörden geregelt.

§ 13. (1) Der Studierende hat die Lehrveran-
staltungen, die er zu besuchen gedenkt, in Über-
einstimmung mit den maßgebenden Eintragungen
im Nationale unter Anführung des Gegenstandes
der Lehrveranstaltung, des Namens des Dozenten
und der wöchentlichen Stundenzahl in das
Studienbuch einzuschreiben.

(2) Die Quästur prüft die Übereinstimmung
der Eintragungen im Nationale und im Studien-
buch sowie die Übereinstimmung mit den An-
kündigungen im Vorlesungsverzeichnis.

(3) Werden keine Unstimmigkeiten festgestellt,
bestätigt die Quästur die Eintragungen im
Studienbuch als einwandfrei, behält eine Aus-
fertigung des Nationales zurück und hebt vom
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Studierenden die von ihm zu entrichtenden
Kollegiengelder oder Unterrichtsgelder und die
übrigen Gebühren ein.

§ 14. (1) Die Studienbücher sind innerhalb von
vier Wochen nach Beginn des Semesters den Do-
zenten, deren Lehrveranstaltungen inskribiert
werden, zwecks Vidierung vorzulegen.

(2) Bei Übungen und sonstigen Lehrveran-
staltungen, für die eine bestimmte Ausbildung
vorausgesetzt werden muß oder zu denen infolge
der beschränkten Zahl von Arbeitsplätzen nur
eine begrenzte Hörerzahl zugelassen werden
kann, haben sich die Studierenden vor Beginn
der Lehrveranstaltungen beim Dozenten persön-
lich zu melden und um die Aufnahme sowie um
die Zuweisung eines Arbeitsplatzes zu ersuchen.
Die Dozenten haben rechtzeitig durch Anschlag
zu verlautbaren, bis zu welchem Tage solche
Ansuchen entgegengenommen werden können.

§ 15. Die ordentlichen Hörer erhalten nach
Durchführung der Inskription eine mit ihrem
Lichtbild versehene, mit dem Rektoratsstempel
beglaubigte und vom Hörer eigenhändig zu
unterfertigende Ausweiskarte. Die Gültigkeits-
dauer der Ausweiskarte wird semesterweise ver-
längert.

IV. Von den außerordentlichen Hörern.

§ 16. (1) Wer ohne Immatrikulation als außer-
ordentlicher Hörer eine oder mehrere Lehr-
veranstaltungen zu besuchen wünscht, hat sich
beim Rektor der Hochschule, an Hochschulen,
die in Fakultäten (Abteilungen) gegliedert sind,
beim Dekan der Fakultät, deren Veranstaltungen
er zu besuchen wünscht, unter Vorlage des
Nationales in dreifacher Ausfertigung zu melden.

(2) Bei der Meldung ist der Nachweis zu er-
bringen, daß der Bewerber mindestens das acht-
zehnte Lebensjahr vollendet hat und den für das
Verständnis der gewählten Lehrveranstaltungen
nötigen Grad geistiger Vorbildung besitzt.

(3) Die Aufnahme erfolgt jeweils auf die Dauer
von zwei Semestern, an Technischen Hochschulen
unter Umständen auch von vier Semestern.

§ 17. Der Rektor, beziehungsweise Dekan be-
scheinigt dem Hörer die Aufnahme durch einen
Vermerk im Studienbuch, der ihn zur Einschrei-
bung bei der Quästur berechtigt.

§ 18. (1) Die Einschreibung der außerordent-
lichen Hörer erfolgt in der gleichen Art wie die
Inskription der ordentlichen Hörer.

(2) Das Studienbuch der außerordentlichen
Hörer ist zur Kenntlichmachung in einer anderen
Farbe gehalten als das der ordentlichen Hörer.

§ 19. Die außerordentlichen Hörer sind ebenso
wie die ordentlichen Hörer zur gewissenhaften
Beobachtung der akademischen Vorschriften ver-
pflichtet.

V. Von den Gasthörern (Hospitanten).

§ 20. (1) Als Gasthörer (Hospitanten) können
ehemalige Hörer an der nämlichen Hochschule,
beziehungsweise der nämlichen Fakultät der-
selben Hochschule, an der sie ihre Studien ord-
nungsgemäß vollendet und eine Abschlußprüfung
abgelegt haben, aufgenommen werden.

(2) Die Gasthörer (Hospitanten) sind zum Be-
such einzelner Lehrveranstaltungen, die für ihre
Weiterbildung oder zur Vollendung der Studien
für eine weitere Prüfung erforderlich sind,
befugt.

§ 21. (1) Wer als Gasthörer (Hospitant) auf-
genommen werden will, hat vorerst die Bewilli-
gung des Dozenten, dessen Lehrveranstaltung er
zu besuchen wünscht, einzuholen und dann unter
Nachweis dieser Bewilligung beim zuständigen
Rektor, beziehungsweise Dekan um die Auf-
nahme anzusuchen.

(2) Die Einschreibung erfolgt auf Grund eines
vom Rektor, beziehungsweise Dekan vidierten
Meldungsbogens bei der Quästur.

§ 22. Will ein Hörer, der bereits ein Fach-
studium beendet hat, ein neues ordnungsgemäßes
Studium beginnen, so kann er dies nicht als Gast-
hörer (Hospitant) durchführen. Er hat sich viel-
mehr neuerlich als ordentlicher Hörer immatri-
kulieren zu lassen.

§ 23. Die Gasthörer (Hospitanten) sind für die
Dauer ihrer Zugehörigkeit zur Hochschule den
akademischen Vorschriften unterworfen und für
ihre Beobachtung verantwortlich.

VI. Von der Evidenthaltung der Studierenden.

§ 24. (1) Die ordentlichen und außerordent-
lichen Hörer sowie die Gasthörer (Hospitanten)
werden von der Quästur der betreffenden Hoch-
schule evident geführt.

(2) Die Rektorate, beziehungsweise Dekanate
stellen aus den ihnen von der Quästur nach
Durchführung der Inskription zurückgestellten
Nationalen ein alphabetisch geordnetes Ver-
zeichnis (Katalog, Kartei) der inskribierten Hörer
für jedes Semester zusammen.

VH. Von den Studiengebühren.

§ 25. (1) Die Höhe der Matrikeltaxen (§ 9),
Kollegien-, Unterrichtsgelder und sonstigen Ge-
bühren (§ 13) sowie der Prüfungstaxen wird
durch besondere Verordnung geregelt.

(2) Darin werden auch die Voraussetzungen
und der Vorgang bei Gewährung von Be-
freiungen und Ermäßigungen näher bestimmt.

(3) Der Hochschülerbeitrag wird durch Ver-
ordnung geregelt.
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VIII. Vom Besuch der Vorlesungen.

§ 26. (1) Die Studierenden sind zum regel-
mäßigen Besuch der von ihnen inskribierten Vor-
lesungen verpflichtet.

(2) Die Professorenkollegien der einzelnen
Hochschulen und Fakultäten haben den Besuch
der Vorlesungen dauernd zu überwachen und
über alle Mittel zu beraten und zu beschließen,
die den regelmäßigen Besuch der Lehrveran-
staltungen durch die Studierenden zu gewähr-
leisten geeignet sind.

§ 27. (1) Der ordnungsgemäße Besuch der
Lehrveranstaltung ist vom Dozenten am Schlusse
des Semesters durch seine eigenhändige Unter-
schrift in der entsprechenden Rubrik des Studien-
buches zu bestätigen.

(2) Die Hörer haben diese Bestätigung inner-
halb der vom Rektor, beziehungsweise Dekan
für jedes Semester festgesetzten Frist, die frühe-
stens acht Tage vor dem gesetzlichen Semester-
schluß beginnen darf, persönlich beim Dozenten
einzuholen.

(3) Nach Ablauf des Semesters darf die Be-
stätigung vom Dozenten nur mit Genehmigung
des Rektors, beziehungsweise Dekans gegeben
werden.

§ 28. (1) Nach Bestätigung des Besuches der
Lehrveranstaltungen seitens der einzelnen Do-
zenten hat der Studierende das Studienbuch dem
Rektor der Hochschule, beziehungsweise Dekan
der Fakultät zur Vidierung vorzulegen.

(2) Falls das ablaufende Semester dem Studie-
renden in seine Studienzeit aus irgendeinem
Grund nicht einzurechnen ist, hat dies der
Rektor, beziehungsweise Dekan in der Rubrik
„Anmerkung" festzuhalten. Andernfalls bestätigt
seine Unterschrift, daß das betreffende Semester
dem Studierenden in seine Studienzeit einge-
rechnet werden kann.

(3) Wurde über einen Studierenden während
des abgelaufenen Semesters eine Disziplinarstrafe
verhängt, so ist dies bei der Vidierung durch
einen Vermerk im Studienbuche festzuhalten.

IX. Von den Studien.

§ 29. (1) Die Studien- und Prüfungsordnungen
für die verschiedenen Fachrichtungen der ein-
zelnen Hochschulen, beziehungsweise Fakultäten
regeln die Voraussetzungen, unter denen die
ordentlichen Hörer zu den strengen Prüfungen
(Rigorosen) und zu den Staatsprüfungen, die die
ordnungsgemäße Vollendung eines Hochschul-
studiums voraussetzen, zugelassen werden.

(2) Diese Vorschriften bestimmen insbesondere
die Mindestdauer des betreffenden Fachstudiums,
die Zahl der Semester, die unbedingt an einer
österreichischen Hochschule besucht werden
müssen, die Mindestzahl der Lehrveranstaltungen,

die in jedem Semester als Erfordernis seiner
Gültigkeit besucht werden müssen, und die
Pflichtvorlesungen, Pflichtübungen und Seminare,
durch deren ordnungsgemäßen Besuch die Voll-
endung des Fachstudiums bedingt ist.

(3) Kurse und Lehreinrichtungen, die an Hoch-
schulen außerhalb des normalen Studienganges
bestehen, werden durch besondere Vorschriften
geregelt.

§ 30. Dem Grundsatz der Lehr- und Lern-
freiheit entsprechend steht es, von den Bestim-
mungen des § 29 dieser Verordnung abgesehen,
den Hörern frei, die Vorlesungen und die Do-
zenten, die sie hören wollen, selbst zu bestimmen.

§ 31. (1) Hörern österreichischer Staatsbürger-
schaft ist es gestattet, auch ausländische Hoch-
schulen, an denen Lehr- und Lernfreiheit besteht,
zu besuchen.

(2) Die Anrechenbarkeit ausländischer Hoch-
schulstudien und im Ausland abgelegter Prüfungen
regelt die Verordnung des Staatsamtes für Volks-
aufklärung, für Unterricht und Erziehung und
für Kultusangelegenheiten vom 9. Juli 1945,
St. G. Bl. Nr . 82.

§ 32. Ausländische Hörer, die an öster-
reichischen Hochschulen immatrikuliert sind,
sind den akademischen Vorschriften in gleicher
Weise wie Studierende österreichischer Staats-
bürgerschaft unterworfen.

§ 33. (1) Zeugnisse über die nach Maßgabe
der bezüglichen Studien- und Prüfungsordnungen
für gewisse Studiengänge vorgeschriebenen Einzel-
prüfungen sind öffentliche Urkunden.

(2) Hingegen gelten Zeugnisse über Prüfungen,
die von einem Dozenten mit seinen Hörern über
Gegenstände der Lehrveranstaltungen, für die
diese bei ihm inskribiert sind, abgehalten werden
(Kolloquien), in jeder Beziehung als Privat-
zeugnisse.

(3) Zur Abhaltung von Kolloquien sind die
Dozenten verpflichtet, wenn die Hörer die
Zeugnisse zum Nachweis ihrer wissenschaftlichen
Leistungen als Belege für Gesuche um Verlei-
hung oder Weiterverleihung von Stipendien
oder Stiftungen oder als Belege für Gesuche um
Kollegiengeldbefreiung oder Kollegiengeldermäßi-
gung benötigen.

(4) Die Dozenten sind berechtigt, im Laufe des
Semesters nach vorheriger Ankündigung mit den
eingeschriebenen Hörern Kolloquien abzuhalten,
um sich von ihren Vorkenntnissen und Fort-
schritten sowie vom Besuch der Lehrveranstal-
tungen zu überzeugen.

X. Vom Abgang von der Hochschule.

§ 34. (1) Verläßt ein ordentlicher Studierender
die Hochschule vor Beendigung seiner Studien,
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so hat er bei dem Rektor der Hochschule, an
Hochschulen, die in Fakultäten (Abteilungen) ge-
gliedert sind, beim Dekan der Fakultät, der er
zugehört, um Ausstellung eines Abgangszeugnisses
anzusuchen.

(2) Ohne Abgangszeugnis darf er an einer
anderen österreichischen Hochschule nicht auf-
genommen werden.

§ 35. Das Abgangszeugnis hat zu enthalten:
a) die Personaldaten des Studierenden,
b) die Bezeichnung der Hochschule und der

Fakultät, an der er inskribiert war,

c) die Zahl der ordnungsgemäß besuchten
Semester,

d) die Angabe, ob das Verhalten des Studie-
renden während seines Aufenthaltes an der
Hochschule den akademischen Vorschriften
vollkommen gemäß war, im entgegen-
gesetzten Fall die Angabe der gegen ihn
verhängten Disziplinarstrafen.

§ 36. Das Abgangszeugnis wird vom Rektor
der Hochschule, an Hochschulen, die in Fakultäten
(Abteilungen) gegliedert sind, vom Dekan der
Fakultät, der der Studierende zuletzt angehört
hat, ausgefertigt und vom Rektor unter Bei-
fügung des Hochschulsiegels unterschrieben.

§ 37. (1) Hat ein ordentlicher Hörer sein Fach-
studium ordnungsgemäß beendet, so hat er beim
Rektor der Hochschule, beziehungsweise beim
Dekan der Fakultät, der er zugehört hat, um
Ausstellung eines Abschlußzeugnisses (Absolu-
toriums) anzusuchen.

{2) Die §§ 35 und 36 dieser Verordnung finden
auf die Ausstellung des Abschlußzeugnisses (Ab-
solutoriums) sinngemäß Anwendung.

XI. Beschwerden und Berufungen.

§ 38. (1) Die Studierenden haben allfällige An-
suchen oder Beschwerden in der Regel zunächst
mündlich beim Rektor der Hochschule, be-
ziehungsweise beim Dekan der Fakultät , an der
sie inskribiert sind, vorzubringen.

(2) Dieser hat das Vorbringen der Studierenden
möglichst mündlich zu erledigen, ist dies nicht
möglich, weist er die Studierenden an, eine
schriftliche Eingabe an das Professorenkollegium
zu richten.

§ 39. (1) Fühlt sich ein Studierender in einer
Studienangelegenheit durch einen Beschluß des
Professorenkollegiums der Hochschule oder der
Fakultät , der er angehört , in seinen Rechten
verletzt, so kann er gegen diesen Beschluß die
Berufung an das Staatsamt für Volksaufklärung,
für Unterr icht und Erziehung und für Kultus-
angelegenheiten einbringen.

(2) In anderen Angelegenheiten geht die Be-
rufung gegen Beschlüsse der Professorenkollegien

einer Universität an den akademischen Senat,
gegen Beschlüsse der Professorenkollegien anderer
Hochschulen an das Staatsamt.

(3) Die Berufung ist in allen Fällen binnen zwei
Wochen, vom Tage der mündlichen Verkündi-
gung oder der schriftlichen Zustellung des Be-
schlusses angefangen gerechnet, einzubringen.

(4) Das Verfahren in Disziplinarangelegenheiten
wird durch Verordnung geregelt.

XII. Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 40. (1) Bis zu einem vom Staatsamt für
Volksaufklärung, für Unterr icht und Erziehung
und für Kultusangelegenheiten bezeichneten
Zei tpunkt wirken die Österreichischen Hoch-
schülerschaften an der Vorberei tung der Im-
matr ikulat ion und Inskript ion mit .

(2) Die Österreichische Hochschülerschaft prüft
die politische Zuverlässigkeit der Bewerber, damit
nur Personen, von denen eine positive Einstel-
lung zum neuen Österreich erwartet werden
kann, zum Hochschulstudium zugelassen werden.

(3) Das Gutachten der Österreichischen Hoch-
schülerschaft wird dem Rek to r der Hochschule,
beziehungsweise dem Dekan der Fakultät , der
über die Aufnahme des zu Immatr ikul ierenden
und über die Zulassung zur Inskript ion zu ent-
scheiden hat , vorgelegt.

§ 4 1 . Durch Erlaß des Staatsamtes für Volks-
aufklärung, für Unterr icht und Erziehung und
für Kultusangelegenheiten kann best immt werden,
daß die Studienordnung oder einzelne ihrer Be-
st immungen auch für die österreichischen Kunst-
hochschulen, beziehungsweise für best immte
Kunsthochschulen zu gelten haben.

§ 42. (1) Diese Verordnung t r i t t mit Beginn
des Studienjahres 1945/46 in Wirksamkeit .

(2) Mit dem gleichen Zei tpunkt t reten alle mit
dieser Verordnung in Widerspruch stehenden
Vorschriften.

insbesondere die bezüglichen Bestimmungen
der Allgemeinen Studienordnung über das Fa-
kultätsstudium der Universitäten, St. G. Bl.
N r . 370/1850.

der Allgemeinen Studienordnung der Tier-
ärztlichen Hochschule (Erlaß des k. k. Reichs-
kriegsministeriums vom 21 . Oktober 1897,
Z. 2972),

des Organischen Statuts der Technischen Hoch-
schule in Wien, M. Vdg. Bl. N r . 16/1875,

des Organischen Statuts der Technischen Hoch-
schule in Graz, B. G. Bl. N r . 298/1937,

des Organischen Statuts der Montanistischen
Hochschule in Leoben, B. G. Bl. N r . 299/1937,

der Satzungen der Hochschule für Welthandel,
B. G.Bl . N r . 318/1930,

der Verordnung des Ackerbauministeriums
vom 30. Juli 1872, St. G. Bl. N r . 120, betreffend
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die Anwendung der für die Hochschulen über-
haupt geltenden Gesetze und Verordnungen auf
die Hochschule für Bodenkultur.

des Erlasses des Ministeriums für Kultus und
Unterricht vom 10. Dezember 1875, Z. 18.967,
über die subsidiäre Anwendung der Universitäts-
vorschriften auf die Technische Hochschule,
außer Kraft.

Fischer

169. Verordnung des Staatsamtes für
Volksaufklärung, für Unterricht und Er-
ziehung und für Kultusangelegenheiten vom
3. September 1945 über die Disziplinarord-
nung für Hochschüler, Prüfungskandidaten
und Bewerber um akademische Grade sowie
Benützer der Hochschuleinrichtungen (Hoch-

schüler-Disziplinarordnung).

Auf Grund des § 1, Punkt D, Z. 2, des Hoch-
schulermächtigungsgesetzes, B. G. Bl. Nr. 266 aus
1935, wird verordnet:

Disziplinäre Verantwortlichkeit.

§ 1. Alle ordentlichen Hörer (Immatrikulierte)
und außerordentlichen oder Gasthörer (Nicht-
immatrikulierte) sind den akademischen Behör-
den für die Beobachtung der akademischen Vor-
schriften verantwortlich.

§ 2. (1) Für ordentliche Hörer beginnt die
disziplinäre Verantwortung mit dem Tage der
Immatrikulation.

(2) Die disziplinäre Verantwortung endet mit
dem Tage der Aushändigung oder Zustellung
des Abgangs- oder Abschlußzeugnisses (Abso-
lutoriums); sie dauert jedoch für Hörer, die nach
erlangtem Abschlußzeugnis (Absolutorium) noch
als Prüfungskandidaten oder Bewerber um aka-
demische Grade mit der Hochschule verbunden
sind, in einem beschränkten Maße bis zur Ab-
legung der Prüfungen.

§ 3. Außerordentliche oder Gasthörer unter-
liegen der disziplinären Verantwortung für die
Dauer ihrer Zulassung zum Besuch von Lehr-
veranstaltungen.

Strafen.

§ 4. Die Verletzungen der akademischen Stan-
despflichten sind entweder

a) bloße Ordnungswidrigkeiten
oder mit Rücksicht auf die Schädigung
oder die Gefährdung der akademischen
Interessen, auf die Art oder die Schwere
der Verfehlungen, auf die Wiederholung
oder auf
sonstige erschwerende Umstände,

b) Disziplinarvergehen.

§ 5. Ob eine bestimmte Handlung oder Unter-
lassung als eine bloße Ordnungswidrigkeit oder
als ein Diszipinarvergehen anzusehen und zu
verfolgen ist, ist zunächst der Beurteilung des
Rektors anheimgestellt.

Ordnungsstrafe.

§ 6. (1) Ordnungsstrafe ist die Verwarnung
durch den Rektor, an Hochschulen, die in
mehrere Fakultäten (Abteilungen) gegliedert
sind, die Verwarnung durch den Dekan der
Fakultät (Abteilung), der der Beschuldigte an-
gehört.

(2) Gegen die Verhängung einer Ordnungs-
strafe ist ein Rechtsmittel nicht zulässig.

(3) Die Ordnungsstrafen werden weder in der
Evidenz der Quästur noch im Studienbuch ein-
getragen.

Disziplinarstrafen.

§ 7. Als Disziplinarstrafen kommen in Be-
tracht:

1. bei ordentlichen (immatrikulierten) Hörern,
für die ein Abschlußzeugnis (Absolutorium) noch
nicht ausgestellt wurde:

a) der Verweis durch den Rektor, an Hoch-
schulen, die in mehrere Fakultäten (Ab-
teilungen) gegliedert sind, der Verweis
durch den Dekan,

b) die Rüge durch den Rektor vor der ver-
sammelten obersten akademischen Behörde,

c) die Strafe der Nichtanrechnung des laufen-
den Semesters in die ordentliche Studien-
zeit,

d) die Verweisung von der Hochschule auf
ein bis drei weitere Semester,

e) der Ausschluß von der Hochschule,
f) der Ausschluß von allen österreichischen

Hochschulen;
2. bei ordentlichen (immatrikulierten) Hörern,

die nach Ausstellung des Abschlußzeugnisses
(Absolutoriums) mit der Hochschule als Prü-
fungskandidaten oder Bewerber um akademische
Grade verbunden sind:

a) der Verweis durch den Rektor, an Hoch-
schulen, die in mehrere Fakultäten (Ab-
teilungen) gegliedert sind, der Verweis
durch den Dekan,

b) die Rüge durch den Rektor vor der ver-
sammelten obersten akademischen Behörde,

c) der Ausschluß von der Zulassung zu akade-
mischen Prüfungen und Staatsprüfungen
durch ein bis vier Semester,

d) der dauernde Ausschluß von der Zulassung
zu akademischen Prüfungen und Staats-
prüfungen;

3. bei außerordentlichen oder Gasthörern
(Nichtimmatrikulierten) der dauernde Ausschluß
von der Hochschule durch den Rektor.
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§ 8. Die Disziplinarstrafen des Ausschlusses
von allen österreichischen Hochschulen und des
Ausschlusses von Staatsprüfungen bedürfen zu
ihrer Wirksamkeit der Bestätigung durch das
Staatsamt.

§ 9. Die rechtskräftige Verhängung einer
Disziplinarstrafe über einen ordentlichen (imma-
trikulierten) Hörer wird vom Rektor unter
Nennung des Namens des Bestraften durch zwei-
wöchigen Anschlag am Schwarzen Brett des
Rektorates kundgemacht und im Studienbuch,
im Abgangs- oder Abschlußzeugnis (Absoluto-
rium) und in der Evidenz der Quästur ver-
merkt .

Straffolgen.

§ 10. Straffolgen rechtskräftig verhängter
Disziplinarstrafen sind:

1. der Verlust von Stipendien und Gebühren-
befreiungen oder -ermäßigungen für die Dauer
der Strafzeit,

2. der dauernde Verlust der Wählbarkeit zum
Amt eines Studentenvertreters in der Österrei-
chischen Hochschülerschaft.

Disziplinarkommissionen.

§ 11. Zur Durchführung des Disziplinarver-
fahrens gegen ordentliche (immatrikulierte)
Hörer , Prüfungskandidaten und Bewerber um
akademische Grade werden Disziplinarkom-
missionen eingesetzt, und zwar:

a) eine Disziplinarkommission erster In-
stanz bei jeder Hochschule,

b) eine Disziplinaroberkommission beim
Staatsamt.

§ 12. (1) Die Disziplinarkommission erster
Instanz besteht an jeder Hochschule aus einem
Vorsitzenden und dessen Stellvertretern und
der erforderlichen Zahl von Beisitzern. Die
Beisitzer sind in gleicher Zahl aus Vertretern
der Mitglieder des Lehrkörpers und aus Ver-
tretern der Hochschülerschaft zu bestellen.

(2) Der Vorsitzende und seine Stellvertreter
sowie die aus den Mitgliedern des Lehrkörpers
zu bestellenden Beisitzer werden von der ober-
sten akademischen Behörde am Schlusse jedes
Studienjahres für die Dauer des nächsten Stu-
dienjahres gewählt.

(3) Die aus Vertretern der Hochschülerschaft
zu bestellenden Beisitzer werden jeweils auf die
Dauer eines Semesters von dem Hauptausschuß
der Österreichischen Hochschülerschaft entsendet.

(4) Bei der Auswahl der Beisitzer ist darauf
Bedacht zu nehmen, daß tunlichst jede Fakultät
(Abteilung) der Hochschule durch eine entspre-
chende Zahl von Beisitzern aus dem Kreise des
Lehrstandes und der Hochschülerschaft in der
Disziplinarkommission vertreten ist.

§ 13. (1) Die Disziplinaroberkommission für
Studierende im Staatsamte besteht aus einem
Vorsitzenden und seinen Stellvertretern sowie
der erforderlichen Zahl von Beisitzern.

(2) Den Vorsitzenden und seine Stellvertreter
bestellt der Staatssekretär aus den rechtskun-
digen Verwaltungsbeamten des Staatsamtes.

(3) Zu Beisitzern ernennt der Staatssekretär
für jedes Studienjahr in gleicher Zahl Vertreter
des Lehrstandes und Vertreter der Österreichi-
schen Hochschülerschaft; erstere auf Vorschlag
der Rektorenkonferenz, letztere auf Vorschlag
des Zentralausschusses der Österreichischen Hoch-
schülerschaft aus den drei demokratischen Par-
teien.

(4) Bei der Auswahl der Beisitzer ist darauf
Bedacht zu nehmen, daß tunlichst jede Hoch-
schule durch eine entsprechende Zahl von Bei-
sitzern aus dem Kreise des Lehrstandes und der
Hochschülerschaft in der Disziplinaroberkom-
mission vertreten ist.

§ 14. Die Mitglieder der Disziplinarkom-
missionen sind in Ausübung dieses Amtes selb-
ständig und unabhängig. Sie sind zur Geheim-
haltung aller Tatsachen verpflichtet, die ihnen
ausschließlich aus ihrer Stellung in der Kom-
mission bekanntgeworden sind.

Disziplinarsenate.

§ 15. (1) Die Disziplinarkommission erster In-
stanz an jeder Hochschule verhandelt und ent-
scheidet in Senaten, die aus dem Vorsitzenden
oder einem seiner Stellvertreter und aus zwei
Beisitzern bestehen.

(2) Je ein Beisitzer muß aus den dem Lehrstand
und den der Hochschülerschaft angehörenden
Mitgliedern der Disziplinarkommission entnom-
men werden.

(3) Die Beisitzer sollen tunlichst der gleichen
Fakultät (Abteilung) angehören, deren ordent-
licher Hörer der Beschuldigte ist.

(4) Der Disziplinarsenat wird für jede a n -
fallende Disziplinarsache vom Rektor der Hoch-
schule zusammengesetzt.

§ 16. (1) Die Disziplinaroberkommission für
die Studierenden im Staatsamte verhandelt und
entscheidet in Senaten, die aus dem Vorsitzen-
den oder einem seiner Stellvertreter und aus
vier Beisitzern bestehen.

(2) Die Abs. (2) und (3) des § 15 sind sinn-
gemäß anzuwenden.

(3) Der Disziplinarsenat wird für jede an-
fallende Disziplinarsache vom Staatsamte zu-
sammengesetzt.

§ 17. Die Disziplinarsenate fassen ihre Be-
schlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Der
Vorsitzende gibt seine Stimme zuletzt ab.

61
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Disziplinaranwalt.

§ 18. (1) Zur Vertretung der durch Pflicht-
widrigkeiten von Studierenden verletzten aka-
demischen Interessen sind für jede Disziplinar-
kommission erster Instanz und für die Diszi-
plinaroberkommission ein Disziplinaranwalt und
die erforderliche Zahl von Stellvertretern zu be-
stellen.

(2) Den Disziplinaranwalt bei der Disziplinar-
kommission erster Instanz und seine Stellver-
treter bestellt die zuständige oberste akademische
Behörde aus der Mitte des Lehrkörpers der
Hochschule für die Dauer eines Studienjahres,
den Disziplinaranwalt bei der Disziplinarober-
kommission und seine Stellvertreter der Staats-
sekretär aus den rechtskundigen Verwaltungs-
beamten des Staatsamtes.

Schriftführer.

§ 19. Die erforderlichen Schriftführer werden
der Disziplinarkommission erster Instanz vom
Rektor, der Disziplinaroberkommission vom
Staatsamte zur Verfügung gestellt.

Verteidigung.

§ 20. (1) Der Beschuldigte ist berechtigt, sich
im Disziplinarverfahren eines Verteidigers aus den
Mitgliedern der Österreichischen Hochschüler-
schaft, der er angehört, oder aus der Reihe
der in die Verteidigerliste eingetragenen Per-
sonen zu bedienen.

(2) Der Verteidiger ist befugt, alles, was er zur
Vertretung des Beschuldigten für zweckdienlich
erachtet, vorzubringen. Über alle ihm in dieser
Eigenschaft zukommenden vertraulichen Mit-
teilungen hat er Verschwiegenheit zu beobachten.

Ausschließung und Ablehnung.

§ 21. (1) Auf die Ausschließung von Mitglie-
dern einer Disziplinarkommission sind die Vor-
schriften des Verwaltungsstrafgesetzes sinngemäß
anzuwenden.

(2) Der Beschuldigte hat das Recht, spätestens
eine Woche vor Durchführung der mündlichen
Verhandlung ein Mitglied des Disziplinarsenates
ohne Angabe von Gründen abzulehnen.

Disziplinarverfahren.

G e g e n a u ß e r o r d e n t l i c h e o d e r
G a s t h ö r e r ( N i c h t i m m a t r i k u -

l i e r t e ) :

§ 22. (1) Ist der Rektor der Ansicht, daß eine
einem außerordentlichen (nicht immatrikulierten)
oder Gasthörer angelastete Pflichtwidrigkeit ein
Disziplinarvergehen darstellt, so hat er den Be-
schuldigten hierüber zu hören und, wenn er-
forderlich, den Sachverhalt auf möglichst ein-
fachem Wege zu klären.

(2) Erscheint die Pflichtwidrigkeit nach dem
Ergebnis der Erhebungen als erwiesen, so schließt
der Rektor den Beschuldigten vom weiteren
Besuch der Lehrveranstaltungen der Hochschule
durch Bescheid aus.

(3) Gegen den Bescheid des Rektors steht dem
Bestraften binnen zwei Wochen, vom Tage der
Verkündigung oder Zustellung des Bescheides an
gerechnet, die Berufung an das Staatsamt offen.

G e g e n o r d e n t l i c h e ( i m m a t r i k u -
l i e r t e ) H ö r e r , P r ü f u n g s k a n d i d a t e n
u n d B e w e r b e r u m a k a d e m i s c h e

G r a d e :

§ 23. Ist der Rektor der Ansicht, daß eine
einem ordentlichen (immatrikulierten) Hörer an-
gelastete Pflichtwidrigkeit ein Disziplinarver-
gehen darstellt, veranlaßt er die Einberufung
eines Disziplinarsenates und übermittelt diesem
die Anzeige.

§ 24. (1) Der Disziplinarsenat beschließt nach
Anhörung des Disziplinaranwaltes ohne münd-
liche Verhandlung, ob das Disziplinarverfahren
einzuleiten ist oder nicht.

(2) Erachtet der Disziplinarsenat, daß nur eine
Ordnungswidrigkeit vorliegt, so kann er die
Sache entweder an den Rektor (Dekan) abtreten
(§ 6) oder selbst eine Ordnungsstrafe verhängen.

§ 25. Der Beschluß auf Einleitung des Diszi-
plinarverfahrens ist schriftlich auszufertigen und
dem Beschuldigten sowie dem Disziplinaran-
walt nachweislich zuzustellen.

§ 26. (1) Gegen den Beschluß auf Einleitung
des Disziplinarverfahrens ist kein Rechtsmittel
zulässig.

(2) Gegen den Beschluß, mit dem die Einlei-
tung des Disziplinarverfahrens abgelehnt wird,
steht dem Disziplinaranwalt binnen zwei Wo-
chen die Berufung an die Disziplinaroberkom-
mission offen.

§ 27. (1) Wurde die Einleitung des Disziplinar-
verfahrens beschlossen, so hat der aus den Mit-
gliedern des Lehrkörpers bestellte Beisitzer als
Berichter des Disziplinarsenates die erforder-
lichen Erhebungen zur Klarstellung des Sach-
verhaltes zu pflegen. Er bedient sich hiebei der
Hilfe der Rektoratskanzlei.

(2) Der Berichter hat Zeugen und Sachverstän-
dige unbeeidet einzuvernehmen sowie alle an-
deren zur vollen Aufklärung der Sache erfor-
derlichen Beweismittel zu erforschen und dem
Beschuldigten Gelegenheit zu geben, sich zu allen
gegen ihn erhobenen Anschuldigungen und zum
Ergebnis der gepflogenen Erhebungen zu äußern.

(3) Durch Vermittlung des Rektors kann der
Berichter sich auch an andere Behörden um die
Vornahme von Erhebungen wenden.
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(4) Der Disziplinaranwalt und der Beschuldigte
haben das Recht, die Vornahme ergänzender
Sachverhaltsfeststellungen zu beantragen.

§ 28. (1) Erachtet der Berichter den Sachver-
halt für genügend geklärt, so zeigt er dies dem
Vorsitzenden des Disziplinarsenates an.

(2) Der Disziplinarsenat beschließt nach An-
hören des Disziplinaranwaltes ohne mündliche
Verhandlung, ob die Sache zur neuerlichen Ver-
handlung zu verweisen oder einzustellen ist.
Im letzten Fall kann er auch einen Beschluß
nach § 24, Abs. (2), fassen.

§ 29. (1) Der Beschluß, womit die Sache zur
mündlichen Verhandlung verwiesen wird, ist
dem Beschuldigten so rechtzeitig zuzustellen,
daß ihm eine Frist von mindestens einer Woche
zur Vorbereitung auf die mündliche Verhand-
lung gewahrt bleibt.

(2) Im Beschluß sind die einzelnen Anschuldi-
gungspunkte genau zu bezeichnen.

(3) Gegen den Beschluß ist ein Rechtsmittel
nicht zulässig.

§ 30. (1) Der Beschluß auf Einstellung des
Verfahrens ist dem Beschuldigten und dem Diszi-
plinaranwalt zuzustellen.

(2) Gegen den Beschluß steht dem Disziplinar-
anwalt binnen zwei Wochen, gerechnet vom
Tage der Zustellung, die Berufung an die Diszi-
plinaroberkommission offen.

§ 31. (1) Die mündliche Verhandlung ist nicht
öffentlich, doch kann der Beschuldigte verlangen,
daß drei von ihm genannte Mitglieder der Öster-
reichischen Hochschülerschaft der Verhandlung
beiwohnen.

(2) Die Beratungen und Abstimmungen des
Disziplinarsenates sind geheim. Mitteilungen
hierüber sind untersagt.

(3) Der Vorsitzende des Disziplinarsenates er-
öffnet und schließt die Verhandlung, er hand-
habt die Verhandlungspolizei.

§ 32. (1) In der mündlichen Verhandlung ver-
liest zunächst der Berichter die Anschuldigungs-
punkte und legt das Ergebnis der zur Sach-
verhaltsfeststellung gepflogenen Erhebungen dar.

(2) Hierauf folgt die Vernehmung des Be-
schuldigten und der vorgeladenen Zeugen, die
Verlesung der im Vorverfahren aufgenommenen
Protokolle und sonstigen Urkunden.

(3) Der Beschuldigte und der Disziplinaran-
walt haben das Recht, sich zu den vorgebrachten
Beweismitteln zu äußern und an die Zeugen
Fragen zu stellen.

(4) Nach Schluß des Beweisverfahrens erhalten
der Disziplinaranwalt und der Beschuldigte sowie
dessen Verteidiger, allenfalls auch zu wieder-
holten Malen, das Wor t zu ihren Schlußaus-

führungen. Dem Beschuldigten steht jedenfalls
das letzte Wor t zu.

§ 33. (1) Das Erkenntnis des Disziplinarsenates
hat den Beschuldigten entweder von der ihm
zur Last gelegten Pflichtverletzung freizusprechen
oder ihn einer solchen für schuldig zu erklären.

(2) Im Falle des Schuldspruches hat das Er-
kenntnis auch die den Beschuldigten treffende
Disziplinar- oder Ordnungsstrafe zu bestimmen.

§ 34. (1) Das Erkenntnis ist sogleich zu ver-
künden.

(2) Binnen einer Woche ist es dem Disziplinar-
anwalt und dem Beschuldigten mit den Ent-
scheidungsgründen schriftlich zuzustellen.

§ 35. Über die mündliche Verhandlung, die
Beratungen und Abstimmungen ist ein Protokoll
zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden
und vom Schriftführer zu unterzeichnen.

§ 36. (1) Gegen das Erkenntnis der Disziplinar-
kommission erster Instanz können der Diszi-
plinaranwalt und der Beschuldigte wegen des
Ausspruches über Schuld und Strafe Berufung an
die Disziplinaroberkommission erheben.

(2) Die Berufung ist binnen einer Woche, ge-
rechnet vom Tage der Verkündung des Er-
kenntnisses, bei der Disziplinarkommission erster
Instanz einzubringen.

(3) Die Berufung hat aufschiebende Wirkung.

§ 37. Die Disziplinaroberkommission weist die
Berufung als unzulässig zurück, wenn sie ver-
spätet oder von einer Person erhoben wurde,
der das Berufungsrecht nicht zusteht.

§ 38. (1) Ist die Berufung nicht nach § 37 zu-
rückzuweisen, so bestimmt der Vorsitzende der
Disziplinaroberkommission den Disziplinarsenat,
vor dem die Berufung zu verhandeln ist.

(2) Auf das weitere Verfahren sind die Be-
stimmungen über die mündliche Verhandlung
und das Erkenntnis in erster Instanz sinngemäß
anzuwenden.

§ 39. Nach Eintri t t der Rechtskraft hat der
Rektor der Hochschule, der der Beschuldigte
angehört, den Vollzug der Disziplinarstrafe und
deren Kundmachung und Vormerkung zu ver-
anlassen (§ 9).

§ 40. Eine Wiederaufnahme des Verfahrens
findet nicht statt.

Schlußbestimmungen.

§ 41. (1) Diese Verordnung t r i t t mit dem
Beginn des Studienjahres 1945/46 in Kraft.

(2) Im gleichen Zeitpunkt treten die bisher an
den einzelnen Hochschulen wirksamen Vor-
schriften über das Disziplinarverfahren gegen
Studierende außer Geltung.

Fischer
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170. Verordnung des Staatsamtes für
Volksaufklärung, für Unterricht und Er-
ziehung und für Kultusangelegenheiten vom
3. September 1945 über die studentische
Selbstverwaltung an den Hochschulen wis-
senschaftlicher und künstlerischer Richtung.

Auf Grund des § 1 B, Punkt 1, und D,
Punkt 1, des Hochschulermächtigungsgesetzes
B. G. Bl. Nr. 266/1935 wird verordnet:

I. Studentische Selbstverwaltung an den einzelnen
Hochschulen.

E i n r i c h t u n g .

§ 1. (1) Die ordentlichen Hörer und Höre-
rinnen österreichischer Staatsbürgerschaft an jeder
Hochschule bilden in ihrer Gesamtheit die Hoch-
schülerschaft der Hochschule.

(2) Die Hochschülerschaft ist eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts. Sie genießt Rechts-
persönlichkeit.

(3) Die Hochschülerschaft führt die Bezeich-
nung „Österreichische Hochschülerschaft" mit
einem die Zugehörigkeit zur betreffenden Hoch-
schule kennzeichnenden Zusatz („Österreichische
Hochschülerschaft der Universität Wien" u. ä.).

§ 2. Die Mitgliedschaft zur Ästerreichischen
Hochschülerschaft setzt das Bekenntnis zur de-
mokratischen Republik Österreich voraus. Sie
beginnt mit dem Tage der Eintragung in die
Hochschulmatrikel (Immatrikulation) und endet
mit dem Tage der Austragung aus der Hoch-
schulmatrikel (Exmatrikulation).

§ 3. (1) Die Hochschülerschaft führt den ihr
zugewiesenen Aufgabenkreis nach den Grund-
sätzen der Selbstverwaltung durch die aus ihrer
Mitte bestellten Vertreter (Studentenvertreter).

(2) Studentenvertreter kann werden, wer der
Hochschule als ordentlicher Hörer (ordentliche
Hörerin) angehört und dessen Studienzeit das
normale Ausmaß des von ihm gewählten Fach-
studiums um nicht mehr als ein Semester über-
steigt.

(3) Hörer (Hörerinnen), die nach Vollendung
eines akademischen Fachstudiums für das Studium
eines neuen Fachgebietes inskribiert sind, können
vom Beginn des Studienjahres 1946/47 ab nicht
mehr Studentenvertreter werden.

§ 4. Studentenvertreter dürfen nicht werden:
1. Studierende, die der NSDAP oder einem

ihrer Wehrverbände (SS, SA, NSKK, NSFK)
angehört haben, ferner alle Parteianwärter und
Personen, die sich um die Aufnahme in die SS
(Schutzstaffel) beworben haben;

2. Studierende, die in führender Stellung in
der nationalsozialistischen Studentenschaft tätig
waren (Studentenführer, Anst.-Referentinnen
u. ä.);

3. wer durch ein rechtskräftiges Disziplinar-
erkenntnis für schuldig erkannt wurde;

4. wer als Beschuldigter einem Disziplinar-
verfahren unterzogen wurde, für die Dauer
dieses Verfahrens;

5. wer vom Staatsamte von der Funktion
eines Studentenvertreters entsetzt wurde.

§ 5. (1) Die Studentenvertreter üben dieses ihr
Amt grundsätzlich in ehrenamtlicher Stellung
ohne Anspruch auf Entgelt aus. Sie haben nur
Anspruch auf Ersatz der ihnen aus dieser Tätig-
keit erwachsenden unumgänglich notwendigen
Barauslagen. Die bezüglichen Rechnungen be-
dürfen der Prüfung und Genehmigung durch die
Gebarungsstelle (§ 22).

(2) In besonderen Fällen (bei Bedürftigkeit,
Verdienstentgang als Werkstudent u. dgl.) kann
ihnen eine Entschädigung bis zum monatlichen
Höchstbetrag von 150 RM aus den Mitteln der
Österreichischen Hochschülerschaft vom Haupt-
ausschuß bewilligt werden. Derartige Beschlüsse
bedürfen der Genehmigung des Staatsamtes.

(3) Die Anstellung besoldeter Hilfskräfte be-
darf der Zustimmung des Staatsamtes. Um diese
ist unter Vorlage des Entwurfes der maßgeben-
den Dienstverträge im Wege des Rektorates an-
zusuchen.

§ 6. (1) Als Organ der studentischen Selbst-
verwaltung wird für jede Hochschule ein Haupt-
ausschuß gebildet, der unter Leitung des Vor-
sitzenden der Hochschülerschaft steht.

(2) An Hochschulen, die in mehrere Fakultäten
(Abteilungen) gegliedert sind, wird für jede Fa-
kultät (Abteilung) ein Fachschaftsausschuß be-
stellt, der unter Leitung eines Fachschaftsvor-
sitzenden steht.

(3) Die Zahl der Mitglieder des Hauptaus-
schusses und der Fachschaftsausschüsse, ihre Glie-
derung und die allfällige Einrichtung von Re-
feraten regelt für jede Hochschule eine Ge-
schäftsordnung, die vom Hauptausschuß be-
schlossen wird und die der Genehmigung des
Staatsamtes bedarf.

§ 7. (1) Die Organe der studentischen Selbst-
verwaltung werden vom Studienjahre 1946/47
ab durch Wahl nach den Bestimmungen einer
vom Staatsamte zu erlassenden Wahlordnung
bestellt.

(2) Für das Studienjahr 1945/46 werden die
Organe der studentischen Selbstverwaltung an
jeder Hochschule vom Staatsamte auf Grund von
Vorschlägen der Studierenden aller demokra-
tischen Parteirichtungen und nach Anhörung des
zuständigen Rektorates ernannt.

§ 8. (1) Die Studentenvertreter sind dem Rek-
tor der Hochschule unmittelbar unterstellt und
ihm für die Erfüllung ihrer Pflichten unmittelbar
verantwortlich. Der Rektor kann mit der Auf-
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gabe der Aufsichtsführung auch ein anderes Mit-
glied der obersten akademischen Behörde be-
trauen. Die oberste Aufsicht über die studen-
tische Selbstverwaltung führt das Staatsamt.

(2) Ha t der Rektor gegen einen Beschluß eines
Organes der studentischen Selbstverwaltung Be-
denken, so kann er den Vollzug dieses Beschlusses
vorläufig untersagen und die Angelegenheit dem
Staatsamte zur Entscheidung vorlegen.

§ 9. (1) Der Rektor kann Studentenvertreter,
die sich dauernd gegen die Bestimmungen dieser
Verordnung vergehen, die den Anordnungen der
akademischen Behörden Widerstand leisten oder
die ihre Verpflichtungen als Studentenvertreter
dauernd vernachlässigen, vorläufig vom Amte
entheben und beim Staatsamte ihre dauernde
Entfernung von diesem Amte begehren.

(2) Das Staatsamt kann jeden Studentenver-
treter auch von Amts wegen nach Anhörung des
Rektors dauernd vom Amte entfernen und die
Bestellung eines Nachfolgers veranlassen.

§ 10. Wenn die Studentenvertretung einer
Hochschule sich dauernd als ungeeignet erweist,
ihre Aufgaben ordnungsmäßig zu erfüllen, kann
sie das Staatsamt auflösen und bis zur Bestellung
einer neuen arbeitsfähigen Studentenvertretung
einen Beauftragten mit der Fortführung der Ge-
schäfte betrauen.

§ 11. (1) Die Rektoren stellen den Hoch-
schülerschaften innerhalb der Hochschulgebäude
die erforderlichen Räume und Einrichtungsgegen-
stände im unumgänglich notwendigen Ausmaß
zur Verfügung. Die übergebenen Einrichtungs-
gegenstände sind in einem Inventar genau zu
verzeichnen. Die Hochschülerschaft haftet für
jeden Verlust und jede Beschädigung der über-
nommenen Gegenstände.

(2) Alle Adaptierungen an den zur Verfügung
gestellten Räumen sowie alle Neuanschaffungen
gehen auf Kosten der Hochschülerschaft.

§ 12. (1) Die Rektoren bestimmen die Plätze,
an denen die Hochschülerschaften Anschläge an-
bringen dürfen.

(2) Verlautbarungen durch Flugblätter sind
ausnahmslos untersagt.

(3) Jeder Anschlag bedarf des Visums des
Rektors, in den Räumen der einzelnen Fakul-
täten, Abteilungen oder Institute (Kliniken) des
Visums des Dekans oder Vorstandes des Insti-
tutes (der Klinik).

§ 13. (1) Versammlungen auf akademischem
Boden dürfen die Hochschülerschaften und ihre
Organe nur mit Genehmigung des Rektors ab-
halten. Sie haben um die Genehmigung späte-
stens drei Tage vor der beabsichtigten Versamm-
lung unter Angabe ihres Gegenstandes anzu-
suchen.

(2) Der Rektor ist befugt, zu jeder Versamm-
lung persönlich zu erscheinen oder einen Ver-
treter zu entsenden.

A u f g a b e n k r e i s .

§ 14. Den Hochschülerschaften der einzelnen
Hochschulen obliegen:

1. die Durchführung von Vorerhebungen für
das Rektorat , um die Inskription antiösterreichi-
scher und antidemokratischer Personen an der
Hochschule zu verhindern;

2. die fachliche Förderung der Studierenden
(Einrichtung von Fachschaften und Arbeitsge-
meinschaften, Vermittlung von Studienreisen
u. ä.);

3. die Studienberatung und Studienförderung
(Veranstaltung von Wiederholungskursen, Ver-
sorgung der Hörer mit Studienbehelfen u. ä.);

4. die wirtschaftliche Hilfeleistung (Errich-
tung von Mensen, Wohnungsfürsorge, Beschaf-
fung von Waren, Vermitt lung von Privat-
stunden, Fürsorge für politisch Geschädigte und
Kriegsgeschädigte, Vermittlung von Versiche-
rungen u. ä.);

5. die kulturelle Förderung (staatsbürgerliche
Schulung, Führung einer Studentenbücherei,
schöngeistige Veranstaltungen, wie Vorträge,
Theaterabende, Konzerte, Vermitt lung des Be-
suches solcher Veranstaltungen sowie des Be-
suches von Museen und anderen kulturellen Ein-
richtungen u. ä.);

6. die körperliche Ertüchtigung und gesund-
heitliche Beratung (sportliche Veranstaltungen,
wie Hochschulwettkämpfe u. ä.);

7. die Fürsorge für ausländische Studierende,
Werbung für die Hochschule im Ausland, Presse-
dienst;

8. Mitwirkung in der Kommission des zu-
ständigen Professorenkollegiums bei Verleihung
von Stipendien, Befreiung von Kollegiengeldern
und sonstigen Unterstützungsangelegenheiten;

9. die Mitwirkung am Disziplinarverfahren
gegen Studierende nach besonderen Vorschriften;

10. die Mitwirkung an der Aufrechterhaltung
der Disziplin unter den Studierenden;

11. die Mitwirkung an Instandsetzungs- und
Aufräumungsarbeiten in der Hochschule;

12. andere vom Rektor fallweise oder auf
Dauer zugewiesene Angelegenheiten.

§ 15. Der Hauptausschuß der Hochschüler-
schaft kann die unmittelbare Führung einzelner
der in § 14 genannten Aufgaben einem seiner
Mitglieder als Referenten übertragen und sich
selbst nur die Aufsichtsführung vorbehalten. Das
Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 16. Jedwede parteipolitische Betätigung ist
im Rahmen der Hochschülerschaften strengstens
untersagt.
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F i n a n z i e l l e G e b a r u n g .

§ 17. Die Mittel zur Bedeckung des Aufwandes,
der den Hochschülerschaften aus ihrer Tätigkeit
erwächst, werden beschafft:

1. aus den Hochschülerbeiträgen,
2. aus den Erträgnissen eines allfälligen Ver-

mögens,

3. aus den Erträgnissen allfälliger Stiftungen,
die zugunsten der Hochschülerschaft errichtet
werden,

4. aus sonstigen freiwilligen Spenden und Zu-
wendungen,

5. aus den Erträgnissen von Veranstaltungen
der Hochschülerschaft.

§ 18. (1) Der Hochschülerbeitrag wird in
jedem Semester gelegentlich der Inskription von
jedem ordentlichen Hörer (jeder ordentlichen
Hörerin) der Hochschule durch die Hochschul-
zahlstelle (Quästur) eingehoben und an die
Hochschülerschaft zur bestimmungsgemäßen Ver-
wendung nach Maßgabe des Aufteilungsplanes
der Gebarungsstelle (§ 22) überwiesen.

(2) Die Höhe des Hochschülerbeitrages wird
vom Staatsamte nach Anhörung des Rektors und
der Hochschülerschaft für jede Hochschule spä-
testens vier Wochen vor Beginn eines neuen Se-
mesters festgesetzt. Das Staatsamt bestimmt
gleichzeitig, welcher Teilbetrag des Hochschüler-
beitrages von der betreffenden Hochschule an
den Zentralausschuß der Hochschülerschaft
(§ 26) abzuführen ist.

(3) Eine Befreiung von der Entrichtung des
Hochschülerbeitrages ist nur auf Antrag des
Hauptausschusses statthaft.

§ 19. (1) Das gesamte bewegliche und unbe-
wegliche Eigentum der Hochschülerschaft ist in
einem Inventar festzuhalten.

(2) Spenden und andere freiwillige Zuwen-
dungen sind in einem eigenen Spendenbuch dau-
ernd festzuhalten. Diesem sind die vom Erleger
gefertigten Einzahlungsscheine als Belege beizu-
schließen.

(3) Die Anordnungen über die zu vollziehen-
den Gebarungen beschließt der Hauptausschuß.
Der Vollzug der angeordneten Gebarungen ob-
liegt einem vom Hauptausschuß hiezu bestellten
Mitglied dieses Ausschusses. Die Geldgebarung
ist grundsätzlich über ein Konto der Postspar-
kasse abzuwickeln, für welches der Vorsitzende
des Hauptausschusses, bei dessen Verhinderung
sein Stellvertreter, und der mit den Gebarungs-
geschäften Betraute gemeinsam zeichnungsberech-
tigt sind. Die Hinterlegung oder Anlage von
Geldbeträgen ist nur bei der Postsparkasse ge-
stattet. Ausnahmen hievon sind nur mit Geneh-
migung des Staatsamtes nach Anhörung der Ge-
barungsstelle zulässig.

(4) Die für Sozialaufgaben gewidmeten Geld-
beträge sind von jenen Beträgen, die für Ver-
waltungsaufgaben bestimmt sind, rechnungs-
mäßig streng zu trennen.

§ 20. (1) Bindende Grundlage der finanziellen
Gebarung der Hochschülerschaft bildet für jedes
Studienjahr — das ist für die Zeit vom 1. Ok-
tober bis zum 30. September des nächstfolgenden
Jahres — der vom Staatsamt genehmigte Vor-
anschlag.

(2) Der Entwurf des Voranschlages ist auf
Grund von Vorschlägen des Hauptausschusses
von der Hochschülerschaft aufzustellen und nach
Prüfung durch den Rektor spätestens bis 1. Au-
gust eines jeden Jahres dem Staatsamte zur Ge-
nehmigung vorzulegen.

(3) Der Voranschlag hat sämtliche im Laufe
des nächsten Studienjahres zu erwartende Aus-
gaben und Einnahmen einschließlich der Vor-
schüsse und Darlehen sowie deren Rückersätze
zu enthalten.

(4) Die Ausgaben und Einnahmen sind unter
genauer Anlehnung an die Gliederung der stu-
dentischen Selbstverwaltung in Referate über-
sichtlich zu ordnen.

(5) Die Veranschlagung hat mit Bruttobeträgen
zu erfolgen.

(6) Die Einnahmen sind unter Zugrundelegung
der Einnahmen des letzten Studienjahres und
unter Bedachtnahme auf die zu erwartende
Hörerzahl des kommenden Studienjahres unter
vorsichtiger Schätzung einzusetzen.

(7) Die als Ausgaben veranschlagten Beträge
stellen unüberschreitbare Höchstbeträge dar.

(8) Der Voranschlag ist so abzufassen, daß die
Einnahmen und Ausgaben unter Bedachtnahme
auf die Bildung einer Rücklage zumindestens
ausgeglichen sind.

§ 21. (1) Bei der Gebarung sind die Ansätze
des Voranschlages strenge zu beachten.

(2) Die Kredite dürfen nur zu den im Voran-
schlag bezeichneten Zwecken verwendet werden.
Überschreitungen der Höchstansätze, die Über-
tragung von Kreditteilen für andere als den im
Voranschlag bestimmten Zweck sowie die Durch-
führung von Aufgaben, die im Voranschlag
nicht vorgesehen sind, sind nur mit Genehmi-
gung des Staatsamtes zulässig.

(s) Für jeden Monat ist vom Hauptausschuß
ein Monatsvoranschlag bis zum 20. des Vor-
monates der Gebarungsstelle zu übermitteln. In
dem Monatsvoranschlag sind die im Voranschlags-
monat zu erwartenden Einnahmen und Aus-
gaben, letztere gegliedert nach den Ansätzen
des Jahresvoranschlages, anzugeben. Die Aus-
gabenansätze des Monatsvoranschlages dürfen
grundsätzlich ein Zwölftel des Jahresvoran-
schlages nicht übersteigen.
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§ 22. (1) Die Gebarung der Hochschülerschaft
jeder Hochschule wird laufend von einer Ge-
barungsstelle geprüft.

(2) Die Leitung der Gebarungsstelle obliegt
einem vom Staatsamte bestellten Vorsitzenden.
Als Beisitzer gehören ihr ein von der Obersten
akademischen Behörde entsendetes Mitglied des
Lehrkörpers und ein vom Hauptausschuß der
Hochschülerschaft bestellter Studentenvertreter
an. Die Beschlußfassung erfolgt mit einfacher
Stimmenmehrhei t , bei Stimmengleichheit ent-
scheidet der Vorsitzende.

(s) Die Gebarungsstelle hat die Entwicklung
der tatsächlichen Einnahmen und die Einhal tung
des Jahresvoranschlages und der Monatsvoran-
schläge sorgfältigst zu beobachten. Wenn sich An-
zeichen dafür geltend machen, daß die Ein-
nahmen hinter den Ansätzen der Voranschläge
zurückbleiben, sind sofort die entsprechenden
Einschränkungen der Ausgaben zu verfügen. Die
Gebarungsstelle hat gleichzeitig dem Staatsamte
diese Wahrnehmung und die getroffenen Ver-
fügungen anzuzeigen.

(4) Die Gebarungsstelle ist befugt, von allen
Organen der Hochschülerschaft jederzeit schrift-
lich oder im kurzen Wege alle erforderlichen
Auskünfte zu verlangen, die Einsendung von
Rechnungsbelegen und anderen Behelfen zu be-
gehren und durch ihre Mitglieder an O r t und
Stelle in die mit der Gebarung im Zusammen-
hang stehenden Behelfe Einsicht zu nehmen.

(5) Die Gebarungsstelle sorgt für die Ein-
richtung eines möglichst einfachen, aber wirk-
samen Buchhaltungsdienstes bei den Hochschüler-
schaften und erläßt zu diesem Zweck eine Buch-
haltungsvorschrift, die der Genehmigung des
Staatsamtes bedarf.

§ 23. (1) Spätestens bis 31. Dezember jedes
Jahres hat die Hochschülerschaft jeder Hochschule
den Rechnungsabschluß für das abgelaufene
Studienjahr im Wege des Rektorates dem Staats-
amte zur Prüfung und Genehmigung vorzu-
legen.

(2) Der Rechnungsabschluß ist in seiner Anlage
dem Voranschlag für das maßgebende Studien-
jahr anzugleichen.

(3) Das Staatsamt prüft den Rechnungsab-
schluß und erteilt der Hochschülerschaft durch
Genehmigung die Entlastung. Wurden bei
Prüfung des Rechnungsabschlusses U n z u k ö m m -
lichkeiten festgestellt, so hat das Staatsamt
gleichzeitig die ihm erforderlich scheinenden
Maßnahmen zu treffen.

§ 24. Die Studentenvertreter sind für ihre
Tätigkeit strafrechtlich, zivilrechtlich und diszi-
plinär verantwortl ich und haftbar. Anzeigen
sind im Wege der Rek tora te an das Staatsamt
zu erstatten.

II. Studentische Selbstverwaltung für die Ge-
samtheit der Hochschulen.

E i n r i c h t u n g .

§ 25. (1) Die Mitglieder der Hochschüler-
schaften der einzelnen Hochschulen bilden in
ihrer Gesamtheit die „Österreichische Hoch-
schülerschaft".

(2) Die Österreichische Hochschülerschaft ist
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie ge-
nießt Rechtspersönlichkeit.

§ 26. (1) Organe der Österreichischen Hoch-
schülerschaft sind der Zentralausschuß und die
für die einzelnen Arbeitsgebiete bestellten Re-
ferate.

(2) Der Zentralausschuß wird aus den Vor-
sitzenden der Hochschülerschaften aller Hoch-
schulen und aus je zwei Ver t re tern der Studie-
renden der drei demokratischen Parteien ge-
bildet. Als Vorsitzender fungiert der Vorsitzende
der Österreichischen Hochschülerschaft der Un i -
versität Wien. Seine Stellvertreter bestellt der
Zentralausschuß aus seiner Mitte.

(3) Die Einrichtung der Referate wird durch
die Geschäftsordnung geregelt.

(4) Der Zentralausschuß beschließt die Ge-
schäftsordnung. Sie bedarf der Genehmigung des
Staatsamtes.

§ 27. (1) Der Zentralausschuß kann jederzeit
beschließen, von der Einrichtung eigener R e -
ferate für alle oder einzelne der Arbeitsgebiete
der Österreichischen Hochschülerschaft abzu-
sehen und mit der Führung die für die gleichen
Arbeitsgebiete bestellten Referate der Öster-
reichischen Hochschülerschaft der Universität
Wien oder einer anderen Wiener Hochschule zu
betrauen.

(2) Ein solcher Entschluß bedarf der Geneh-
migung des Staatsamtes.

(3) Die Referate haben im Falle einer solchen
Betrauung bei ihrer Geschäftsführung, insbe-
sondere auch bei der finanziellen Gebarung,
stets die für die einzelne Hochschule und die für
die Gesamtheit der Hochschulen besorgten Ange-
legenheiten genau zu t rennen.

§ 28. (1) Die Österreichische Hochschüler-
schaft ist den Rektoren der Hochschulen (Rek-
torenkonferenz) unterstellt und ihnen für die
Erfüllung ihrer Pflichten verantwortl ich. Namens
der Rektorenkonferenz führt die unmit telbare
Aufsicht der Rek to r der Universität Wien.

(2) Die oberste Aufsicht führt das Staatsamt.
(3) § 8, Abs. (2), findet sinngemäß Anwen-

dung.

A u f g a b e n k r e i s .

§ 29. Der Österreichischen Hochschülerschaft
obliegen die im § 14, Punk t 4 bis 7, genannten
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Angelegenheiten, insoweit sie in ihrer Bedeutung
und in ihrem Umfange über den Rahmen der ein-
zelnen Hochschulen hinausgehen. Die nähere Ab-
grenzung und die Einrichtung der Referate für
diese Arbeitsgebiete regelt die Geschäftsord-
nung.

§ 30. Die Arbeitsgebiete werden von den ein-
zelnen Referaten geführt. Der Zentralausschuß
führt die Aufsicht.

§ 31. § 16 gilt auch für die Tätigkeit der
Österreichischen Hochschülerschaft.

F i n a n z i e l l e G e b a r u n g .

§ 32. (1) Die §§ 17 bis 24 gelten sinngemäß
auch für die Gebarung der Österreichischen Hoch-
schülerschaft.

(2) Als Gebarungsstelle fungiert die Geba-
rungsstelle der Österreichischen Hochschülerschaft
der Universität Wien, jedoch erweitert durch die
Entsendung eines von der Rektorenkonferenz
und eines vom Zentralausschuß der Österreichi-
schen Hochschülerschaft bestellten Mitgliedes.

III. Schluß- und Übergangsbestimmungen.

§ 33. Die auf Grund dieser Verordnung be-
stellten Organe der studentischen Selbstverwal-
tung sind nicht Rechtsnachfolger der bestandenen
nationalsozialistischen studentischen Einrich-
tungen.

§ 34. (1) Die früheren nationalsozialistischen
studentischen Einrichtungen werden nach Maß-
gabe der Durchführungsbestimmungen zu § 1
Verbotsgesetz liquidiert.

(2) Mit der Liquidierung betraut das Staats-
amt einen Beauftragten. Dieser hat die gesamten
Aktiven und Passiven der Einrichtungen festzu-

stellen und nach Abschluß dem Staatsamte hier-
über zu berichten.

§ 35. (1) Die für das Sommersemester 1945
bestellten vorläufigen Einrichtungen einer demo-
kratischen österreichischen Studentenschaft haben
die von ihnen geführten Geschäfte bis zum
30. September 1945 an die auf Grund dieser Ver-
ordnung bestellten neuen Organe der studenti-
schen Selbstverwaltung zu übergeben. Sie haben
über ihre finanzielle Gebarung unter Vorlage
aller erforderlichen Belege im Wege des zustän-
digen Rektorates dem Staatsamte genauen Be-
richt zu erstatten. Das gesamte Vermögen ist den
Organen der neuen studentischen Selbstverwal-
tung zu übergeben. Für die Abgänge haften die
Organe der vorläufigen Verwaltung.

(2) Die von der bisherigen „Studentischen
Wirtschaftskammer" besorgten Geschäfte gehen
mit Beginn des Wintersemesters 1945/46 auf die
nach § 22 zu bestellende Gebarungsstelle über.

§ 36. (1) Die Verfügung über Vermögens-
schaften, die ihren früheren Eigentümern von
den deutschen Reichsbehörden zu Unrecht ab-
genommen und den nationalsozialistischen stu-
dentischen Einrichtungen übergeben wurden, ins-
besondere auch über alle zugunsten von Hoch-
schulen errichteten Stiftungen, bleibt einschlägiger
gesetzlicher Regelung vorbehalten. Das Staats-
amt kann einstweilige Sicherungsmaßnahmen
treffen.

(2) Besteht der Verdacht von Veruntreuungen,
hat der Beauftragte dies sofort dem Staatsamte
wegen allfälliger strafgerichtlicher Verfolgung
des Schuldtragenden zu melden.

§ 37. Diese Verordnung tritt sofort in Kraft.

Fischer


